
Institu tion  zusam m enzuarbeiten. Ich verschloß mich 
dem Ersuchen m it dem Bemerken, daß ich aus beruf
lichen und persönlichen Gründen nicht in der geforder
ten  Weise tä tig  werden könne. Der SSD-Angehörige 
versuchte, mich von der N otw endigkeit seines Ansinnens 
zu überzeugen. L etzten Endes beschied er sich m it der 
Abgabe einer schriftlichen Schweigeverpflichtung. Die 
U nterredung w ährte  4 Stunden. Zum Ende des Ge
spräches deutete der SSD-Angehörige an, daß er mich 
in Kürze wieder aufsuchen würde.

In  der Zeit zwischen dem 11. und 18.1.1958 erschien er 
zweimal abends vor m einer A rbeitsstelle, wo er mich 
au f der S traße abfing. Beide Male ersuchte er mich, ein 
Glas Bier m it ihm  zu trinken. U nter Hinweis au f den 
M angel an Zeit verschloß ich mich dem Ersuchen. Beim 
zweiten Mal wurde ich dann von ihm aufgefordert, am  
18.1.1958, 9 Uhr, neuerlich vor der V P-Inspektion 
Prenzlauer B erg  zu erscheinen. Ich wurde, wie beim 
erstenm al, in das Gebäude hineingeholt.

Nach anfänglichem  allgem einen Gerede eröffnete er mir, 
daß ich etw as Zeit fü r  ihn opfern müsse. E r  erte ilte  mir 
den A uftrag , zu erforschen, ob zwei nam entlich genannte, 
in  W estberlin lebende Landsleute noch un ter der von 
ihm angegebenen Adresse w ohnhaft seien. E r  gab m ir 
dann noch V erhaltungsm aßregeln fü r  den Fall, daß ich 
in W estberlin zufällig von D ritten  angesprochen werden 
würde, ü b e r  den E rfo lg  m einer E rkundungen sollte ich 
am  29.1.1958 in der V P-Inspektion im  selben Zimmer 
B ericht ersta tten .

Ich zog es vor, den A uftrag  n icht auszuführen. Am 
29.1.1958 erk lä rte  ich dem SSD-Angehörigen fälsch
licherweise, in  W estberlin un te r der angegebenen 
Adresse ein verschlossenes H aus vorgefunden zu haben, 
so daß m ir nähere E rm ittlungen  nicht möglich gewesen 
seien.

Trotz des „M ißerfolges“ zeigte sich der SSD-Angehörige 
nicht enttäuscht. A lsdann gab er m ir neuerlich zwei 
Adressen von ebenfalls in W estberlin lebenden Rumänen. 
Ich  sollte wiederum  erm itteln, ob die angegebenen P er
sonen noch dort w ohnhaft seien. Über den A usgang der 
N achforschungen hä tte  ich am  12. 2.1958 B ericht zu er
sta tten . Ich lehnte die A usführung des A uftrages ab, weil 
ich wie ich sag te — weder über Zeit noch Geld verfügte. 
Der SSD-Angehörige, der sich in der Zwischenzeit als 
„W alter“ vorgestellt hatte , ließ meine Einwände nicht 
gelten. E r bot m ir 10 DM-West als Spesen an. U nter 
Hinweis auf das Gesetz zu r Regelung des Innerdeut
schen Zahlungsverkehrs wies ich das Geldangebot zu
rück. „W alter“ e rk lärte  mir, daß ich keine Befürch
tungen in dieser R ichtung zu hegen hätte . Dennoch 
nahm  ich das Geld n icht an. Dessen ungeachtet ersuchte 
mich „W alter“, den gegebenen A uftrag  auszuführen.

Am 31.1.1958 fing e r  mich noch einmal vor der A rbeits
stelle ab und dirig ierte mich in ein Lokal in der Duncker- 
s traße . D ort wiederholte er sein Ansinnen auf Ausfüh
rung  des am  29.1.1958 gegebenen A uftrages. Bei dieser 
Gelegenheit wollte er m ir 5,— DM-Ost fü r F ahrtkosten  
u. dergl. einhändigen. Ich wies das Geld zurück. Nach 
einigen belanglosen W orten verabschiedete sich „W alter". 
D a ich n icht gewillt war, im Sinne des sowjetzonalen 
S taatssicherheitsdienstes tä tig  zu werden, begab ich 
mich am  4. 2.1958 nach W estberlin, um hier die N otauf
nahm e fü r  m ich und meine F rau  zu beantragen.

Ich  versichere, daß meine vorstehenden Angaben in 
allen P unkten der W ahrheit entsprechen und bin bereit, 
diese erforderlichenfalls vor einem Gericht zu beeiden.

v. g. u. 

gez. U nterschrift

DOKUMENT 35

B., den 14. F eb ruar 1958 

P r o t o k o l l

Es erscheint die S tenotypistin  N. N., derzeitig wohnhaft 
in  B., und erk lä rt:
Am 10.12.1957 erhielt ich per P ost die schriftliche A uf
forderung, bei der S taa tsanw altschaft F rankfurt/O der, 
Bachgasse, am  11.12.1957 vorzusprechen. Im  Vorzim
m er des S taatsanw altes wurde ich von ihm em pfangen. 
E r führte  mich zu einem anderen Raum  im Gebäude, wo 
ein m ir unbekannter M ann saß, der sich in der Folge 
ohne G egenwart D ritte r m it m ir befaßte.
E r hielt m ir vor, daß ich einen W estberliner R echtsan
w alt m it der W ahrnehm ung m einer In teressen  in einer 
U nterhaltssache b e trau t hatte . E r behauptete, daß be
sag ter R echtsanw alt ein A gent w äre. E r  beschuldigte 
mich der Zusam m enarbeit m it ihm. Nachdem  er sich 
längere Zeit in solchen und ähnlichen Vorwürfen erging, 
ersuchte er mich, m it dem M inisterium  fü r S taa tssicher
heit zusam m enzuarbeiten. N ur wenn ich dem Ansinnen 
entspräche, könnte ich un te r Beweis stellen, keine Agen
ten tä tig k e it ausgeübt zu haben. Nach einer D auer von 
4 Stunden glaubte ich, mich dem D rängen des SSD-An
gehörigen nicht m ehr w idersetzen zu können. Mir wurde 
eine Spitzelverpflichtung un te r Einschluß einer Schwei
geerk lärung  diktiert, die ich m it meinem N am en voll
ziehen m ußte.
N ach Abgabe dieser E rk lärung  w urde ich m it der A uf
forderung, mich am  8.1.1958 an  einem neutralen  O rt 
in F rankfu rt/O der einzufinden, aus der Vernehm ung 
entlassen. An diesem Tage erreichte mich vor dem ver
einbarten Zeitpunkt ein Anruf, in dem der SSD-Ange
hörige seine Verhinderung m itteilte und die Zusam men
kun ft auf den 17.1.1958 verlegte.
Bei dieser Zusam m enkunft versuchte der SSD-Mann, 
mich von der politischen N otw endigkeit seines Ersuchens 
zu überzeugen. Endlich gab er m ir den A uftrag, zu be
sag tem  R echtsanw alt nach W estberlin zu fahren, mich 
der Form  nach nach dem F ortgange m einer K lageange
legenheit zu erkundigen und dabei zu versuchen, im  
W arteraum  anwesende Klienten aus der Zone zu identi
fizieren. ü b e r den E rfolg  m einer Bemühungen h ä tte  ich 
am  29.1.1958 —  wieder an  neu tra le r Stelle — zu be
richten.
Ich habe es vorgezogen, mich dem Ansinnen durch die 
F lucht nach W estberlin zu entziehen.

Ich versichere, daß meine vorstehenden Angaben in 
allen P unkten der W ahrheit entsprechen und bin bereit, 
diese erforderlichenfalls vor einem Gericht zu beeiden.

v. g. u. 
gez. U nterschrift 

*
Zur Verbreiterung des Spitzelapparates werden auch 
politische H äftlinge herangesogen, denen der SSD  Erlaß  
der restlichen S tra fe  verspricht.

DOKUMENT 36

B., den 12. A pril 1958 

P r o t o k o l l

Es erscheint die S tenotypistin N. N., derzeitig w ohnhaft 
in B., und erk lä rt:
Ich wurde am  20. Ja n u a r 1954 durch den sowjetzonalen 
S taatssicherheitsdienst verhaftet. Man beschuldigte mich 
des Verbrechens nach A rtikel 6 der Zonenverfassung
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